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Die Bedrohung der Schöpfung und die Zerstörung der natürlichen Lebens- 
grundlagen haben in den letzten Jahrzehnten globale Ausmaße angenommen 
und schreiten weiter voran. Die Beeinträchtigung der Ozonschicht, der zuneh- 
mende Eintrag von Umweltgiften in Luft, Boden und Gewässer, die großflächig)* 
Zerstörung der Vegetation und der Wälder bedrohen die Artenvielfalt, das reg'0' 
nale und globale Klima, die Gesundheit und die Lebenschancen heutiger und 
zukünftiger Generationen. Zu diesen Umweltgefahren gesellen sich Verteilung5' 
kämpfe um schrumpfende Land-, Wasser- und Rohstoffreserven sowie eine 
zunehmende Globalisierung der nationalen Wirtschaften hinzu. Dabei sind 
gegenläufige Tendenzen zu beachten. Mit der Öffnung Chinas und weiterer 
Staaten der Dritten Welt sowie der ökonomischen Liberalisierung in den aufke1' 
menden Marktwirtschaften in Mittel- und Osteuropa drängt schon heute über 
ein Viertel der Weltbevölkerung in die internationale Arbeitsteilung, während d'e 

Ärmsten so gut wie nicht an diesem Prozeß teilhaben können und nicht einrna' 
ihre nackte Existenz sichern können. Eine in vielen Regionen der Welt weiter 
stark wachsende Bevölkerung, der Mangel an Zugang weiter Kreise der Bevöl- 
kerung zu Bildungseinrichtungen sowie die in der Regel zu geringe Integration 
der Frauen in den Entwicklungsprozeß verschärfen die Situation zusätzlich. 
Dies darf jedoch kein Anlaß sein, in Pessimismus oder gar Fatalismus zu verfallen. 
Mit der Verabschiedung der sogenannten Rio-Deklaration und der Agenda 21 hat 
sich die Staatengemeinschaft auf der Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Ri° 
1992 auf die Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung verpflichtet. Nicht zuletzt bil' 
dete die Rio-Konferenz den Auftakt für zahlreiche weitere Konferenzen. Zu ihnen 
zählen besonders die Weltbevölkerungskonferenz 1994 in Kairo, die Weifrauenkon- 
ferenz 1995 in Peking und die HABITAT-Il-Konferenz 1996 in Istanbul. Die Bundesrß' 
publik Deutschland zählte bei all diesen Konferenzen zu den vorwärtstreibenden 
Kräften. Auch hat die Rio-Konferenz in der deutschen Politik deutliche Spuren hints'* 
lassen. In der Entwicklungszusammenarbeit stellen Vorhaben zum Umwelt- und 
Ressourcenschutz mittlerweile ein Viertel der bilateralen Projektzusagen. Im Rah- 
men des Schuldenerlasses wurden zwischen 1993 und 1996 440 Millionen DM von 
der Bundesrepublik zur Verfügung gestellt, die für Umweltprojekte in den begünstig' 
ten Ländern verwandt werden. Auf deutsch-französisches Drängen wurde die glob3' 
le Umweltfazilität der Weltbank zur Erhaltung der Artenvielfalt und des Klima- 
schutzes mit einem zweijährigen Mittelvolumen von zur Zeit 2 Milliarden US-Dollar 
ausgestattet. 
Trotz all dieser Erfolge und Initiativen besteht weiterhin dringender Handlungsbeda11, 

Als einer der „Motoren" des Rio-Prozesses stehen die Bundesrepublik Deutschland 
und damit Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in unserem Land fünf Jahre nach P'° 
in der Verantwortung, zusätzliche Akzente bei der Ausgestaltung dieses Prozesses 
zu setzen. Wir müssen die beträchtlichen nationalen Erfolge sichern und darüber 
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^'naus in Europa und noch mehr weltweit die Verbindung von Entwicklung und vor- 
s°rgendem Umweltschutz in Einklang bringen. Die CDU stellt sich in diesem Zusam- 
menhang aktiv den Herausforderungen, die nicht zuletzt einen Wandel unseres 
Lebensstils erfordern werden. Dies bedeutet: 

I. Verstärkung der Entwicklungs- 
Und Umweltpartnerschaft 

^'ele Länder haben bereits nationale Gesetzgebungen auf den Weg gebracht, um 
den gemeinsam beschlossenen Forderungen und Zielen der Konferenz von Rio 
brecht zu werden. Entschlossener als bisher müssen Industrieländer, Entwicklungs- 
lander und die Staaten des ehemaligen Ostblocks ihre gegebenen Zusagen einhal- 
ten. Von seiten der Industrieländer sind deshalb die Finanzhilfen, Programme und 
Pr°jekte zum Technologietransfer und zur flächendeckenden Verbreitung neuer 
Techniken im Ressourcen- und Umweltschutz zu verstärken. Außerdem müssen die 
Zonalen Volkswirtschaften - Unternehmen wie private Haushalte - zu umwelt- 
Schonender Produktionsweise angehalten werden. Auch gilt es den Aufbau einer 
effizienten Umweltadministration und Umweltgesetzgebung zu fördern sowie die 
j1 arrnonisierung von wirtschafts- und umweltpolitischen Zielen zu verbessern, 
^weltbildung, sowohl im Sinne der Bewußtseinsbildung als auch der Wissensver- 
mittlung, muß möglichst an die Bevölkerung herangetragen werden und im Bildungs- 
system einen höheren Stellenwert einnehmen. Darüber hinaus kann der Norden 
j*Uch bei der Erarbeitung von Programmen wertvolle Hilfe leisten, mit denen die 
Methoden nachhaltiger Waldnutzung, der Erhalt und Ausbau von Schutzgebieten 
Und Naturparks und eine umweltverträgliche Landesplanung und Raumordnung 
geboten und in den Entwicklungsländern umgesetzt werden. 
Sichere und ärmere Länder müssen darüber hinaus zu fairen internationalen Ver- 
klarungen kommen, die das Eigeninteresse der Tropenwaldländer an der Erhal- 
tUn9 ihrer Naturschätze wecken. So ist eine praktikable Kennzeichnung von Tro- 
Penholz aus umweltverträglicher Holzgewinnung überfällig. Daneben gilt es, Versu- 
£he und Modelle zu unterstützen, die aufzeigen, wie das gewaltige genetische 

°tential der Tropenwälder für die internationale Medizin, Pharmazie und Agrarwis- 
Ser>schaft nutzbar gemacht werden kann. Dies muß in einem fairen Interessenaus- 
^leich mit Waldbesitzern und Waldnutzern geschehen, so daß auch die Entwick- 
^Qsländer ein hohes ökonomisches Interesse am Schutz ihrer Wälder haben. 

ußerdem sollten Konzepte und Projekte eines umweltverträglichen Tourismus 
arbeitet werden. 
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Die Entwicklungsländer und die Staaten Mittel- und Osteuropas tragen ebenfalls ein 
hohes Maß an Umweltverantwortung; sie müssen den Dialog zwischen Politik und 
Gesellschaft initiieren sowie die politischen und institutionellen Strukturen und Rah- 
menbedingungen schaffen, die die Verursacher von Umweltproblemen zu Verhal- 
tensänderungen veranlassen. Hierbei müssen sie von der internationalen Staatenge' 
meinschaft unterstützt werden. 

II. Nationale Imperative auf dem 
Weg zu einer weltweiten 
nachhaltigen Wirtschaft 

Auf unserem Weg zu einer umweltgerechten und nachhaltigen internationalen Ent- 
Wicklung brauchen wir nicht bei Null anzufangen. Hier hat Deutschland in den siebzi- 
ger und noch mehr in den achtziger und neunziger Jahren bereits viel geleistet. 
Schon heute kann man von einer „Effizienz-Revolution" sprechen. So sind die im 
Inland eingesetzten Materialien und Energieträger (Quelle: IW-trends 3/96) je 1000r 
DM reales Bruttoinlandsprodukt, gerechnet von 1960 bis 1995, von 833 auf 409 Kilo- 
gramm, also um mehr als 50 Prozent, zurückgegangen. Wirtschaftswachstum und 
mengenmäßiger Naturverbrauch wurden somit erfolgreich entkoppelt. Hierauf kön- 
nen wir national und international aufbauen, indem wir eine Strategie vervollkomm- 
nen, die sowohl dem Ressourcenschutz als auch der begrenzten Aufnahmefähigkeit 
unserer Umwelt für Schadstoffe Rechnung trägt. 
Die Umweltpolitik und die mit ihr verbundenen Politikbereiche sind in den nächsten 
Jahren vor allem herausgefordert, ihre Instrumente weiterzuentwickeln und zu nut- 
zen. Dazu sind zuvor klar definierte Umweltqualitäts- und Umwelthandlungsziele 
erforderlich. Sie müssen eindeutige Rahmenbedingungen und ausreichende Anpa5' 
sungsfristen setzen, die Bürgern und Wirtschaft durch schrittweise Veränderungen 
den Anpassungsprozeß erleichtern. Im einzelnen sollten vor allem folgende Maßn^ 
men im Mittelpunkt stehen: 
• die Streichung von ökologisch kontraproduktiven Steuervergünstigungen; 

• der Ausbau des Umwelthaftungsrechtes, um potentielle Schädiger verstärkt zur 
Schadensverhütung und Vorsorge zu motivieren; 
• die Ergänzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung um eine „ökologische 
Dimension". Die bisher vorliegenden Ansätze des Beirats zur umweltökonomischen 
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^samtrechnung des Bundesumweltministeriums sind konsequent fortzuentwickeln. 
Juch wenn auf absehbare Zeit die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung nicht in die 
8erechnung eines Öko-Sozialproduktes münden wird, so können doch ökologisch 
Levante Trends systematisch zu volkswirtschaftlichen Indikatoren zusammengefaßt 
Werden, die wichtige Hinweise auf die nötigen Änderungen des Konsumverhaltens 
^ der Wirtschaftsstruktur, die zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
nötig sind, geben können; 

* die konsequente Nutzung - aber auch permanente Überprüfung - von freiwilligen 
~e'bstverpflichtungen der Industrie im Klimaschutz sowie auf anderen Feldern der 
Urnweltpolitik. Firmen, die sich dem Umweltaudit unterziehen, sollen Benutzer- 
Urteile erlangen, zum Beispiel durch die Erleichterung von Verwaltungsverfahren. 
^uch sind im Rahmen internationaler Kooperation Kompensationsmodelle zu 
Zwickeln; 
* die Beschränkung ordnungsrechtlicher Eingriffe auf das ökologisch notwendige 
^aß. Hiermit können wir die Akzeptanz und Effizienz unserer Umweltpolitik in Wirt- 
Schaft und Bevölkerung stärken. Deshalb müssen wir auch weiterhin unsere umwelt- 
Politischen Vorschriften durchforsten, vereinfachen und entschlacken, wo immer es 
^Weltpolitisch vertretbar und wirtschaftspolitisch geboten ist; 

* eine Verstärkung des Engagements der Bürger vor Ort. Mit dem Aufbau und Erar- 
e'tung einer „Lokalen Agenda 21" können die Ziele einer nachhaltigen Entwicklung 
°nkret in den Gemeinden umgesetzt werden. 

6r drastische Anstieg der Nutzung der Ressourcen und die hierdurch bedingt 
Agenden Emissionen verursachen globale Umweltprobleme, die durch die wei- 

ere Vernetzung der Weltwirtschaft, durch wachsende Handels- und Verkehrsströ- 
6 sowie den Aufbau von globalen Kommunikationsstrukturen zusätzlich 

eschleunigt werden. Deutschland muß deshalb seinen internationalen Einfluß 
,ut2en, eine globale Umwelt- und Entwicklungspolitik voranzutreiben und ihre 
nstrumentarien fortzuentwickeln. Nicht zuletzt leidet die internationale Umwelt- 
nd Entwicklungspolitik auch an einer gewaltigen Einbuße ihrer Schlagkraft, weil 
e von seiten der Geber-Nationen und Institutionen zu wenig koordiniert 

voilzo gen wird. 
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1. Für eine kohärente europäische Umwelt- und 
Entwicklungspolitik 

Die Arbeitsteilung zwischen der Europäischen Union und den Einzelstaaten muß 
verbessert werden. Sie ist konsequent zu einer Umweltunion zu erweitern. Die 
Akzeptanz und Durchsetzung von hohen Umweltstandards und deren Vollzug in der 
Gemeinschaft können zum Vorbild für andere Länder und Staatengruppen werden. 

Eine erfolgreiche Entwicklungspolitik setzt voraus, daß Entwicklung und Umwelt als 
Querschnittsaufgabe im Sinne des im Maastricht-Vertrag niedergeschriebenen Prin- 
zips der Kohärenz begriffen werden. Die europäische Agrar-, Wirtschafts- und 
Außenpolitik muß die Ziele und Instrumente von Rio unterstützen. 
Im einzelnen ist die Verankerung der Begriffe „nachhaltige Entwicklung" und „Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen" als allgemeine Ziele im EG- und EU-Vertrag not- 
wendig. Außerdem sollte das Instrument der qualifizierten Mehrheitsentscheidung \& 
Rat auf den Umweltbereich ausgedehnt werden. 

2. Globale Entscheidungsstrukturen reformieren 
Um das Ziel der nachhaltigen Entwicklung weltweit umzusetzen, ist die Straffung der 
multilateralen Institutionen der Umwelt- und Entwicklungszusammenarbeit nötig. So 
sollten die Umweltinstitutionen im Rahmen der Vereinten Nationen neu gewichtet 
und umgruppiert werden. Es geht um eine Verbesserung ihrer Effizienz und eine 
Konzentration der Kräfte, wie sie im Bereich des Welthandels durch den Aufbau von 
GATT und WTO bereits realisiert wurde. Die Kommission für nachhaltige Entwick- 
lung (CSD) und das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) müssen 
gestärkt und deren Aufgaben präzise voneinander abgegrenzt werden. So sollte sie 
die Kommission für nachhaltige Entwicklung darauf konzentrieren, das Leitbild der 
umweltgerechten und dauerhaften Entwicklung weltweit in allen Politikbereichen zu 
verankern. Es gilt in diesem Zusammenhang, insbesondere die Umsetzung der 
Agenda 21 zu stärken und durch die CSD zu koordinieren. 
Darüber hinaus muß der Welthandel deutlicher mit umweit- und entwicklungspoliti- 
schen Erfordernissen verzahnt werden. Der Kapital- und Technologietransfer in die 
Entwicklungsländer sollte vor allem zur Stärkung der ökologischen Effizienz der dorti- 
gen Wirtschaft und Gesellschaft genutzt werden. Außerdem sollte die Entwicklungs- 
politik stärker als bisher auch in Form von Länderprogrammen und Länderkonzeptep 

betrieben werden, statt sich in einer Summe von Einzelprojekten zu erschöpfen. 
Wichtig ist eine stärkere Differenzierung nach Regionen und die strengere Beibehaj' 
tung des Grundsatzes der Hilfe zur Selbsthilfe. Dabei kann der Westen auch darauf ^ 
drängen, daß die „neuen Reichen" in der Völkergemeinschaft, zum Beispiel aus As'e 

oder dem Bereich der OPEC, sich stärker an der globalen Lastenverteilung beteilig6 

J 
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Ebenso müssen die Entwicklungsländer durch Strukturreformen die Ziele nachhalti- 
96r Entwicklung konsequenter verfolgen. Allen Bevölkerungsschichten ist der 
^u9ang zu den entwicklungsrelevanten Ressourcen wie Boden, Wasser, Kapital und 
Märkten zu erleichtern. In besonderer Weise ist außerdem dem Faktor Wissen und 
°''dung für weite Kreise der Bevölkerung Beachtung zu schenken. Nur wenn es 
9eiingt, insbesondere auch die Frauen verstärkt am Entwicklungsprozeß teilhaben 
Zu lassen, können wir vielfältig miteinander verknüpfte Problemfelder wie rasanter 
Bevölkerungszuwachs, wachsende Armut und steigende Umweltbelastungen erfolg- 
re'ch eingrenzen. Insgesamt muß die internationale Entwicklungspolitik als Gegenlei- 
stung für Entwicklungshilfe oder Entschuldung die Leistung von „Good Governance" 
aer jeweiligen Empfängerländer einfordern und ihnen beim Aufbau beratend zur 
^eite stehen. Außerdem kann sie direkt über staatliche Zusammenarbeit oder indi- 
rekt mit Hilfe von Nicht-Regierungsorganisationen durch eine Schwerpunktbildung in 
J}en Entwicklungsprojekten und -Programmen die wirtschaftlichen und sozialen 
Beteiligungschancen gerade der ärmsten Schichten der Bevölkerung erhöhen. 

3- Zentrale Problemfelder 
^°n besonderer Priorität sind Entscheidungen für die Umsetzung von Maßnahmen 
Zuvn Aufbau einer globalen und klimaverträglichen Energiepolitik, zur Sicherstellung 
der Welternährung unter Berücksichtigung der erhöhten Nachfrage nach Wasser 
s°Wie zum Erhalt der Artenvielfalt, insbesondere im Bereich der Wälder. Im einzel- 

6ri ist in diesem Zusammenhang zu fordern: 
Es ist unerläßlich, daß die Entwicklungsländer mit Unterstützung der Industrie- 

llen zu einer Abschwächung des Bevölkerungswachstums gelangen. Dabei muß 
erücksichtigt werden, daß bis heute ein Bürger in den Entwicklungsregionen im 
ergleich zu einem Einwohner der fortgeschrittenen Industriestaaten nur einen 
ruchteil der Ressourcen verbraucht und an Emissionen verursacht. 

? Eine ausreichende Versorgung mit Energie ist eine unerläßliche Voraussetzung 
Ur wirtschaftliches Wachstum und letztendlich für eine dauerhafte umweltgerechte 
Entwicklung. Ende des 20. Jahrhunderts sind immer noch rund 2,5 Milliarden Men- 
gen (ca. 40 Prozent der Weltbevölkerung) hiervon ausgeschlossen. Die fortschritt- 
'?^en Industriestaaten müssen deshalb der umweltgerechten Erzeugung von Ener- 
^'e bei sich und in den Entwicklungsländern besondere Beachtung schenken und 

6se bei der Entwicklung ihrer Energiewirtschaft unterstützen. Es gilt, eine umfas- 
Sende globale Energiepolitik zu entwickeln, die zugleich eine weltweite Klimaschutz- 
strategie beinhaltet. Die Bundesrepublik Deutschland muß hierbei weiterhin eine her- 
sagende Rolle spielen. Insbesondere ist es notwendig, die Nutzung stark C02- 
I^ittierender fossiler Energieträger zu reduzieren und eine Strategie zu entwickeln, 
le' um zu große Belastungen unserer Wirtschaft zu verhindern, möglichst Volkswirt- 
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schaftlich günstige C02-Minderungsmaßnahmen nutzt. In umfassender Weise sind 
die erneuerbaren Energien zu fördern, denn gerade bei ihnen liegen ungeahnte 
Potentiale zur Versorgung vieler Regionen in den Entwicklungsländern. Langfristig 
ist eine energietechnische Revolution in Gang zu setzen, die den Übergang zur 
regenerativen Energiewirtschaft vollzieht. 
• Von beinahe ebenso großer Bedeutung ist die Sicherung der Ernährungsgrundla- 
ge großer Teile der Weltbevölkerung. Rund 840 Millionen Menschen leiden weltweit 
an Hunger oder sind chronisch unterernährt. Die Ursachen hierfür liegen oftmals an 
ausgelaugten Böden infolge nicht standortangepaßter Nutzung, fehlenden Produkti- 
onsmitteln wie Saatgut, Dünger und Maschinen sowie unausgewogenen internatio- 
nalen Handelsbeziehungen. Vor allem zur Verbesserung der Situation in den Ent- 
wicklungsländern muß deshalb der Aufbau einer eigenen ausreichenden Nahrungs- 
mittelproduktion auf der Grundlage nachhaltiger Bodennutzung gefördert werden. 
Eine „neue grüne Revolution" ist ins Werk zu setzen, die den Gefahren des Wasser- 
mangels und der Bodendegradation Rechnung trägt. Wir dürfen uns dabei nicht 
davor scheuen, durch die Erforschung modernster umweltangepaßter Produktions- 
methoden - zu denen auch eine verantwortungsvoll genutzte Gentechnik zählt - die 
Entwicklungsländer bei der Erhöhung ihrer landwirtschaftlichen Erträge zu unterstüt- 
zen. Nur so kann der Teufelskreis von chronischer Armut, Unterernährung und 
Umweltzerstörung durchbrochen werden. 
• In besonderer Weise müssen hinsichtlich der Wassernutzung drohende neue Ver- 
teilungskämpfe verhindert werden. Nur wenn das „Grundrecht auf Wasser" garantier 
werden kann, können dauerhaft Konflikte bis hin zu kriegerischen Auseinanderset- 
zungen vermieden werden. Insbesondere ist dem Erhalt und dem Aufbau einer aus- 
reichenden, möglichst gerecht verteilten und ökologisch effizienten Wasserversor- 
gung in vielen Entwicklungsregionen Beachtung zu schenken. Die internationalen 
Entwicklungsorganisationen und Institutionen sollten dabei verstärkt das regionale 
Wassermanagement fördern. 
• Nur wenn die weltweite Artenvielfalt erhalten wird, können auf Dauer auch in alle0 

anderen Politikbereichen die Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung gesichert 
werden. Von besonderem Vorrang ist in diesem Zusammenhang der Schutz der 
Wälder. Wir setzen uns deshalb dafür ein, die in Rio 1992 vereinbarten Waldprinzip1' 
en fortzuentwickeln und zu einer völkerrechtlich verbindlichen Vereinbarung auf die- 
sem Feld zu kommen. Ziel von Verhandlungen über eine Waldkonvention sollte es 
insbesondere sein, generelle Grundsätze, Leitlinien, Verpflichtungen und Standards 
zur Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltigen Entwicklung von Wäldern 
festzulegen. 
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